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Stand: 14.11.2019 

 

Diese Bedingungen sind für die Versicherer unverbindlich; ihre Verwendung ist rein fakul-

tativ. Abweichende Bedingungen können vereinbart werden. 

 

 

Allgemeine Bedingungen für die 

Unfalltod-Zusatzversicherung
1
 

 

 

Mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns an Sie als unseren Versicherungs-

nehmer und Vertragspartner. 
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1
 Sofern von der Möglichkeit des § 1 Abs. 2 VVG-InfoV Gebrauch gemacht wird, ist darauf zu achten, dass 

die danach notwendige Hervorhebung des Textes sich von der vereinzelten Kenntlichmachung durch 
Fettdruck in diesen Bedingungen unterscheidet. 
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§ 1 

Welche Leistungen erbringen wir? 

 

(1) Stirbt die versicherte Person (das ist die Person, auf deren Leben die Versicherung 

abgeschlossen ist) an den Folgen eines Unfalls, zahlen wir die vereinbarte Zusatzversi-

cherungssumme, wenn Unfall und Tod während der Versicherungsdauer dieser Zusatz-

versicherung eingetreten sind. 

 

Zwischen dem Unfall und dem Tod darf nicht mehr als ein Jahr vergangen sein. Die Versi-

cherungsdauer ist der Zeitraum, innerhalb dessen Versicherungsschutz besteht. 

 

(2) Bei einer Hauptversicherung auf das Leben von zwei Personen wird die Zusatzversiche-

rungssumme für jede versicherte Person gezahlt, für die eine Unfalltod-Zusatzversicherung 

eingeschlossen ist, wenn die versicherten Personen gleichzeitig oder innerhalb von …
2
 Ta-

gen an den Folgen desselben Unfalls sterben. 

 

Bemerkung: 
 

Wenn die Zusatzversicherungssumme nur einmal gezahlt werden soll, lautet Ab-

satz 2 Satz 1 wie folgt: 

 

„(2) Bei der Versicherung auf das Leben von zwei Personen wird auch die Zusatzver-

sicherungssumme nur einmal gezahlt, selbst wenn die versicherten Personen gleich-

zeitig durch den Unfall sterben.“ 

 

(3) Bei einer Erhöhung der Zusatzversicherungssumme nach Eintritt des Unfalls bleibt die 

zum Unfallzeitpunkt vereinbarte Zusatzversicherungssumme für Leistungen aufgrund 

dieses Unfalls maßgeblich. 

 

Variante: Mit Überschussbeteiligung 

 

(4) Es kann sich eine Leistung aus der Überschussbeteiligung ergeben (siehe § 7). 

 

 

§ 2 

Was ist ein Unfall im Sinne dieser Bedingungen? 

 

Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein plötzlich von außen auf ihren 

Körper wirkendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheitsbeschädigung 

erleidet. 

 

 

§ 3 

In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz 

ausgeschlossen? 

 

(1) Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängig davon, wie es zu dem Un-

fall gekommen ist. 
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Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
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(2) Unter den Versicherungsschutz fallen jedoch nicht: 

 

a) Unfälle durch Geistes- oder Bewusstseinsstörungen, auch soweit diese auf Trunken-

heit beruhen, sowie durch Schlaganfälle, epileptische Anfälle oder andere Krampfan-

fälle, die den ganzen Körper der versicherten Person ergreifen. 

 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störungen oder Anfälle durch ein un-

ter diesen Vertrag fallendes Unfallereignis verursacht waren. 

 

b) Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie vorsätzlich eine Straf-

tat ausführt oder versucht. 

 

c) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse ver-

ursacht sind; Unfälle durch innere Unruhen, wenn die versicherte Person auf Seiten 

der Unruhestifter teilgenommen hat. 

 

d) Unfälle der versicherten Person 

 

 als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit dieser nach deutschem 

Recht dafür eine Erlaubnis benötigt, sowie als sonstiges Besatzungsmitglied eines 

Luftfahrzeuges; 

 bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübenden beruflichen Tätigkeit; 

 bei der Benutzung von Raumfahrzeugen. 

 

e) Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie sich als Fahrer, Bei-

fahrer oder Insasse eines Motorfahrzeuges an Fahrtveranstaltungen einschließlich der 

dazugehörigen Übungsfahrten beteiligt, bei denen es auf die Erzielung von Höchstge-

schwindigkeiten ankommt. 

 

f) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verursacht sind. 

 

g) Gesundheitsschädigungen durch Strahlen. 

 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn es sich um Folgen eines unter diesen Ver-

trag fallenden Unfallereignisses handelt. 

 

h) Gesundheitsschädigungen durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe am Körper der versi-

cherten Person. 

 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Eingriffe oder Heilmaßnahmen, auch 

strahlendiagnostische und -therapeutische, durch einen unter diesen Vertrag fallenden 

Unfall veranlasst waren. 

 

i) Infektionen. 

Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie durch Haut- oder Schleimhautverlet-

zungen, die als solche geringfügig sind, verursacht wurden, und durch die Krankheits-

erreger sofort oder später in den Körper gelangen. Für Infektionen, die durch Heil-

maßnahmen verursacht sind, gilt § 3h Satz 2 entsprechend. 
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Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Krankheitserreger durch eine unter die-

sen Vertrag fallende Unfallverletzung in den Körper gelangt sind sowie für Tollwut und 

Wundstarrkrampf. 

 

j) Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe durch den Schlund. 

 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn es sich um Folgen eines unter diesen Ver-

trag fallenden Unfallereignisses handelt. 

 

k) Unfälle infolge psychischer Reaktionen, gleichgültig, wodurch diese verursacht sind. 

 

l) Selbsttötung, und zwar auch dann, wenn die versicherte Person die Tat in einem die 

freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestä-

tigkeit begangen hat. 

 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn jener Zustand durch ein unter diesen Ver-

trag fallendes Unfallereignis hervorgerufen wurde; 

 

m) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch vorsätzlichen Einsatz von atomaren, bio-

logischen oder chemischen Waffen oder den vorsätzlichen Einsatz oder die vorsätzli-

che Freisetzung von radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen verursacht 

sind, sofern der Einsatz oder das Freisetzen darauf gerichtet sind, das Leben einer 

Vielzahl von Personen zu gefährden. 

 

 

§ 4 

Welche Rolle spielen Erkrankungen und 

Gebrechen der versicherten Person? 

 

Haben neben dem Unfall Krankheiten oder Gebrechen zur Herbeiführung des Todes mit-

gewirkt, vermindert sich unsere Leistung entsprechend dem Anteil der Mitwirkung. Be-

trägt der Anteil der Mitwirkung weniger als …
3
 Prozent, unterbleibt die Minderung. 

 

 

§ 5 

Was ist nach dem Unfalltod der versicherten Person 

zu beachten? 

 

(1) Der Unfalltod der versicherten Person (das ist die Person, auf deren Leben die Versi-

cherung abgeschlossen ist) ist uns unverzüglich – möglichst innerhalb von 48 Stunden – 

mitzuteilen. An Unterlagen sind uns die notwendigen Nachweise zum Unfallhergang und 

zu den Unfallfolgen einzureichen. 

 

(2) Zur Klärung unserer Leistungspflicht können wir notwendige weitere Nachweise und 

Auskünfte verlangen. 

 

(3) Uns ist das Recht zu verschaffen, ggf. eine Obduktion durch einen von uns beauftrag-

ten Arzt vornehmen zu lassen. Wird die Zustimmung zur Obduktion verweigert, sind wir 
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von unserer Leistungspflicht befreit, es sei denn, dieses Verhalten ist ohne Einfluss auf 

die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht. 

 

(4) Wird vorsätzlich die Mitteilungs- und Aufklärungspflicht (Absatz 1 und 2) verletzt, sind 

wir von unserer Leistungspflicht befreit. Bei grob fahrlässigem Verhalten sind wir berech-

tigt, unsere Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis 

zu kürzen. Beides gilt nur, wenn wir durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. Papier-

form, E-mail) auf diese Rechtsfolgen hingewiesen haben. Wenn uns nachgewiesen wird, 

dass die Mitteilungs- oder Aufklärungspflicht nicht grob fahrlässig verletzt worden ist, 

bleibt unsere Leistungspflicht bestehen. Wir bleiben auch zur Leistung verpflichtet, soweit 

uns nachgewiesen wird, dass die Verletzung der Mitteilungs- bzw. Aufklärungspflicht oh-

ne Einfluss auf die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ist. Dies gilt 

nicht, wenn die Obliegenheit arglistig verletzt wird. 

 

 

§ 6 

Wann geben wir eine Erklärung über unsere 

Leistungspflicht ab? 

 

Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats zu erklären, ob und in welcher Höhe wir ei-

nen Anspruch anerkennen. Die Frist beginnt, sobald uns die notwendigen Nachweise und 

Auskünfte vorliegen. 

 

 

§ 7 

Welche Besonderheit gilt für die Überschussbeteiligung? 

 

Variante: Ohne Überschussbeteiligung 

 

Die Zusatzversicherung ist nicht überschussberechtigt. 

 

Variante: Mit Überschussbeteiligung 

 

 

§ 7 

Wie erfolgt die Überschussbeteiligung für Ihre Zusatzversicherung? 

 

 (1) Wir beteiligen Sie an dem Überschuss und an den Bewertungsreserven (Über-

schussbeteiligung). Die Leistung aus der Überschussbeteiligung kann auch Null Euro 

betragen. In den nachfolgenden Absätzen erläutern wir Ihnen, 

 

 wie wir den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss unseres Unterneh-

mens ermitteln und wie wir diesen verwenden (Absatz 2), 

 wie Ihre Zusatzversicherung an dem Überschuss beteiligt wird (Absätze 3 und 4), 

 wie Bewertungsreserven entstehen und wie wir diese Ihrer Zusatzversicherung zu-

ordnen (Absätze 5 und 6), 

 warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung Ihrer Zusatzversicherung nicht ga-

rantieren können (Absatz  7) und 

 wie wir Sie über die Überschussbeteiligung informieren (Absätze 8 und 9). 
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Wie ermitteln wir den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss unseres 

Unternehmens und wie verwenden wir diesen? 

 

(2) Den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss unseres Unternehmens (Roh-

überschuss) ermitteln wir nach handels- und aufsichtsrechtlichen Vorschriften. Mit der 

Feststellung des Jahresabschlusses legen wir fest, welcher Teil des Rohüberschusses für 

die Überschussbeteiligung aller überschussberechtigten Verträge zur Verfügung steht. 

Dabei beachten wir die aufsichtsrechtlichen Vorgaben, derzeit insbesondere die Verord-

nung über die Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversicherung (Mindestzufüh-

rungsverordnung). 

 

Den danach zur Verfügung stehenden Teil des Rohüberschusses führen wir  der Rückstel-

lung für Beitragsrückerstattung zu, soweit wir ihn nicht als Direktgutschrift unmittelbar den 

überschussberechtigten Versicherungsverträgen gutgeschrieben haben. Sinn der Rückstel-

lung für Beitragsrückerstattung ist es, Schwankungen des Überschusses über die Jahre 

auszugleichen. Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung dürfen wir grundsätzlich nur für 

die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwenden. Nur in gesetzlich festge-

legten Ausnahmefällen können wir hiervon mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde abwei-

chen. 

 

Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ihrer Zusatzversicherung am 

Überschuss ergeben sich aus der Zuführung zur Rückstellung für Beitragsrücker-

stattung nicht. 

 

Wir haben gleichartige Versicherungen (z. B. Risikolebensversicherungen, Berufsunfä-

higkeitsversicherungen)
4
 zu Bestandsgruppen zusammengefasst. Bestandsgruppen bil-

den wir, um die Unterschiede bei den versicherten Risiken zu berücksichtigen.
5
 

 

Wie wird Ihre Zusatzversicherung an dem Überschuss beteiligt? 

 

(3) Bei der Verteilung des Überschusses auf die einzelnen Verträge wenden wir ein ver-

ursachungsorientiertes Verfahren an. Hierzu bilden wir innerhalb der Bestandsgruppen 

Gewinnverbände
6
 
7
. 

 

Ihre Zusatzversicherung ist dem in Ihrem Versicherungsschein genannten Gewinnver-

band zugeordnet. Wir verteilen den Überschuss in dem Maß, wie die Bestandsgruppen 

und Gewinnverbände zu seiner Entstehung beigetragen haben. Hat eine Bestandsgruppe 

oder ein Gewinnverband nicht zur Entstehung des Überschusses beigetragen, besteht 

insoweit kein Anspruch auf Überschussbeteiligung. 

 

…
8
 

                                            
4
 Ggf. unternehmensindividuell anzupassen. 

5
 Sollte innerhalb der Gewinngruppen weiter differenziert werden, sind diese Untergruppen in den Bedin-

gungen näher zu definieren. 
6
 Ggf. unternehmensindividuell anpassen. Die im Versicherungsschein verwendeten Begriffe sollten die 

leichte Auffindbarkeit der entsprechenden Angaben im Geschäftsbericht gewährleisten (vergl. Abs. 8). Die 
verwendeten Begriffe sollten sich auch an den entsprechenden Stellen im weiteren Dokument wiederfin-
den. 

7
 Ggf. weitere Untergruppen benennen. 

8
 Hier oder in einer Anlage zu den Bedingungen sind folgende unternehmensindividuelle Angaben zur 

Überschussbeteiligung zu machen: 

a) Voraussetzung für die Fälligkeit der Überschussanteile (Wartezeit, Stichtag für die Zuteilung u. ä.) 
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(4) Der Vorstand legt jedes Jahr auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars fest, wie der 

Überschuss auf die Gewinnverbände verteilt wird und setzt die entsprechenden Über-

schussanteilsätze fest (Überschussdeklaration). Dabei achtet er darauf, dass die Vertei-

lung verursachungsorientiert erfolgt. 

 

Ihre Zusatzversicherung erhält auf der Grundlage der Überschussdeklaration Anteile an 

dem auf Ihren Gewinnverband entfallenden Teil des Überschusses. Die Mittel hierfür 

werden bei der Direktgutschrift zulasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert, 

ansonsten der Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen. 

 

Wie entstehen Bewertungsreserven und wie ordnen wir diese Ihrer Zusatzversiche-

rung zu? 

 

(5) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalanlagen über ihrem 

jeweiligen handelsrechtlichen Buchwert liegt. 

 

Da in der Unfalltod-Zusatzversicherung keine oder allenfalls geringfügige Beträge zur 

Verfügung stehen, um Kapital zu bilden, entstehen auch keine oder nur geringfügige Be-

wertungsreserven. Dennoch entstehende Bewertungsreserven, die nach den maßgeben-

den rechtlichen Vorschriften für die Beteiligung der Verträge zu berücksichtigen sind, ord-

nen wir den Verträgen anteilig rechnerisch zu. Dabei wenden wir ein verursachungsorien-

tiertes Verfahren an. 

 

…
9
 

 

Die Höhe der Bewertungsreserven ermitteln wir jährlich neu, zusätzlich auch für den Zeit-

punkt der Beendigung eines Vertrages. 

 

(6) Bei Unfalltod der versicherten Person (das ist die Person, auf deren Leben die Ver-

sicherung abgeschlossen ist)
10

 gilt Folgendes: Wir teilen Ihrer Zusatzversicherung dann 

den für diesen Zeitpunkt zugeordneten Anteil an den Bewertungsreserven gemäß der 

jeweils geltenden gesetzlichen Regelung zu. 

 

…
11

 

 

Aufsichtsrechtliche Regelungen können dazu führen, dass die Beteiligung an den Bewer-

tungsreserven ganz oder teilweise entfällt. 

 

                                                                                                                                    
b) Form und Verwendung der Überschussanteile (laufende Überschussanteile, Schlussüberschussan-

teile, Bonus, Ansammlung, Verrechnung, Barauszahlung u. ä.) 

c) Bemessungsgrößen für die Überschussanteile 

d) Rechnungsgrundlagen für die Ermittlung der Beiträge 
9
 Hier oder in einer Anlage zu den Bedingungen sind unternehmensindividuelle Angaben zur Beteiligung 

der Gesamtheit der anspruchsberechtigten Verträge an den Bewertungsreserven zu machen. Vgl. hierzu 

auch Gesamtgeschäftsplan für die Überschussbeteiligung, Abschnitt 3.11.1 bis 3.11.11. 
10

 Ggf. unternehmensindividuellen früheren Zeitpunkt verwenden. 
11

 Hier oder in einer Anlage zu den Bedingungen sind unternehmensindividuelle Angaben zur Beteiligung an 

den Bewertungsreserven zu machen: Anzugeben sind der Verteilungsmechanismus, d. h. die Schlüsse-

lung der ermittelten, verteilungsfähigen Bewertungsreserven auf den einzelnen Vertrag und die Bewer-

tungsstichtage. Vgl. hierzu auch Gesamtgeschäftsplan für die Überschussbeteiligung, Abschnitt 3.11.1 

und 3.11.11. 
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Warum können wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht garantieren? 

 

(7) Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen ab, die nicht vorher-

sehbar und von uns nur begrenzt beeinflussbar sind. Einflussfaktoren sind insbesondere 

die Entwicklung des versicherten Risikos, des Kapitalmarkts und der Kosten. 

 

Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann also nicht garantiert werden. Sie 

kann auch Null Euro betragen. 

 

Wie informieren wir über die Überschussbeteiligung? 

 

(8) Die festgelegten Überschussanteilsätze veröffentlichen wir jährlich in unserem Ge-

schäftsbericht. Diesen finden Sie auf unserer Internetseite unter …
12

. 

 

(9) Über den Stand Ihrer Ansprüche unterrichten wir Sie jährlich. Dabei berücksichtigen 

wir die Überschussbeteiligung Ihrer Zusatzversicherung. 

 

 

§ 8 

Wie ist das Verhältnis zur Hauptversicherung? 

 

(1) Die Zusatzversicherung bildet mit der Versicherung, zu der sie abgeschlossen worden 

ist (Hauptversicherung), eine Einheit; sie kann ohne die Hauptversicherung nicht fortge-

setzt werden. Wenn der Versicherungsschutz aus der Hauptversicherung endet, endet 

auch die Zusatzversicherung. Bei Versicherungen mit Berufsunfähigkeits-Zusatzver-

sicherung besteht die Unfalltod-Zusatzversicherung auch dann fort, wenn die Hauptversi-

cherung wegen Berufsunfähigkeit der versicherten Person beitragsfrei wird. 

 

(2) Wird die Leistung der Hauptversicherung herabgesetzt, vermindert sich auch der Ver-

sicherungsschutz aus der Zusatzversicherung entsprechend. Sollte sich dabei die Zu-

satzversicherungssumme stärker als die Leistung aus der Hauptversicherung vermindern, 

können Sie innerhalb von drei Monaten verlangen, dass die Zusatzversicherungssumme 

gegen Zahlung eines Einmalbeitrages soweit erhöht wird, dass ihr bisheriges Verhältnis 

zur Leistung aus der Hauptversicherung wiederhergestellt wird. 

 

(3) Wenn Sie für Ihre Zusatzversicherung laufende Beiträge, also keinen Einmalbeitrag 

zahlen, können Sie die Zusatzversicherung allein in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) 

kündigen. Eine Zusatzversicherung, für die keine Beiträge mehr zu zahlen sind (beitrags-

freie Zusatzversicherung, Zusatzversicherung gegen Einmalbeitrag), können Sie nur zu-

sammen mit der Hauptversicherung kündigen. 

 

(4) Wenn Sie die Zusatzversicherung kündigen, haben Sie weder Anspruch auf einen 

Rückkaufswert noch auf eine beitragsfreie Leistung. 

 

(5) Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt ist, finden die Allgemeinen 

Bedingungen für die Hauptversicherung sinngemäß Anwendung. 
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 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 


